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97 Öffentliches Auftragswesen 

Text 

Verfahrensrechtliche Bestimmungen 

§ 96. (1) Parteien des Verfahrens zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung sind der Antragsteller 
und der Auftraggeber. 

(2) Über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung ist unverzüglich, längstens 
jedoch binnen 10 Tagen nach Einlangen des Antrages zu entscheiden. Musste der Antrag zur 
Verbesserung zurückgestellt werden, ist über ihn längstens binnen 15 Tagen zu entscheiden. Die Frist ist 
gewahrt, wenn die Erledigung an alle Parteien nachweislich vor ihrem Ablauf abgesendet wurde. 

(3) In Verfahren betreffend die Erlassung einer einstweiligen Verfügung gilt § 35 AVG mit der 
Maßgabe, dass die Höchstgrenze für Mutwillensstrafen ein Prozent des geschätzten Wertes, höchstens 
jedoch 40 000 Euro, beträgt. Für die Bemessung der Mutwillensstrafe ist § 19 VStG sinngemäß 
anzuwenden. 
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